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von 10 Millionen Pesos (rund 9000 
Euro) an.

Das Gericht bestätigte damit die 
Anklage der Staatsanwaltschaft in 
zwei Fällen von leichter und einem 
Fall von schwerer Körperverlet-
zung, wie die argentinische Zeitung 
„Clarín“ berichtete. Zu diesen Vor-
fällen seien psychische Verletzun-
gen und Drohungen hinzugekom-
men, die Yañez davon abhalten soll-
ten, Fernández anzuzeigen. Bei 
einer Verurteilung drohen dem ehe-
maligen Präsidenten demnach bis 
zu 18 Jahre Gefängnis.

Die frühere First Lady wirft dem 
ehemaligen Staatschef vor, sie wäh-
rend dessen Amtszeit von 2019 bis 
2023 mehrfach misshandelt zu ha-

zufolge bei ihrer Vernehmung. Fern-
ández weist die Vorwürfe zurück.

Fernández und Yañez sind ge-
trennt. Sie waren seit 2016 ein Paar 
und haben einen gemeinsamen 
Sohn. Verheiratet waren sie nicht. 
Yañez zog bereits kurz vor dem En-
de von Fernández’ Amtszeit im De-
zember 2023 in die spanische 
Hauptstadt Madrid. Die Ermittlun-
gen zur häuslichen Gewalt kamen 
durch eine andere Untersuchung 
ins Rollen, bei der das Handy der 
früheren Sekretärin von Fernández 
beschlagnahmt wurde. In Chats 
wurden Medienberichten zufolge 
Fotos entdeckt, auf denen Yañez 
mit einem blauen Auge und Häma-
tomen am Arm zu sehen ist. dpa

ben. Er habe sie in unterschiedli-
chen Situationen geschlagen und 
mindestens einmal heftig am Hals 
gepackt sowie zu Beginn ihrer Be-
ziehung zu einer Abtreibung ge-
drängt, sagte sie Medienberichten 

Alberto Fernández und Fabiola 
Yañez 2022 in Los Angeles.  AFP 

Buenos Aires. Ein argentinisches 
Bundesgericht hat die Anklage 
gegen den ehemaligen Präsidenten 
Alberto Fernández wegen häusli-
cher Gewalt zugelassen. Fernández 
wird beschuldigt, seine Ex-Partne-
rin und frühere First Lady Fabiola 
Yañez angegriffen und bedroht zu 
haben, wie mehrere Medien unter 
Berufung auf den Bundesrichter Ju-
lián Ercolini berichteten. 

Die Entscheidung des Richters 
bedeutet, dass genügend Beweise 
und nicht nur Indizien gefunden 
wurden, um ein Verfahren gegen 
den ehemaligen Präsidenten einzu-
leiten. Ercolini ordnete außerdem 
das Einfrieren eines Teils des Ver-
mögens von Fernández in Höhe 

Anklage gegen Argentiniens Ex-Präsidenten
Alberto Fernández soll seine Ex-Partnerin und frühere First Lady Fabiola Yañez geschlagen haben

Festnahmen bei Razzia 
gegen PKK in der Türkei 

Istanbul. Die türkische Polizei hat 
bei landesweiten Razzien zahlrei-
che Menschen festgenommen. 
Unter ihnen sind nach Angaben der 
Opposition auch Politiker, Künstler 
und Journalisten. Eine Sprecherin 
der prokurdischen Partei Dem sag-
te, bei der morgendlichen Polizeiak-
tion seien mindestens 29 Menschen 
in Gewahrsam genommen worden, 
darunter Parteimitglieder. Die op-
positionelle Zeitung „Cumhuriyet“ 
schrieb von 52 Festnahmen. Der 
türkische Innenminister Ali Yerli-
kaya sprach dagegen von Razzien 
gegen die verbotene kurdische 
Arbeiterpartei PKK. 

Man habe in den letzten fünf Ta-
gen bei landesweiten Einsätzen 282 

PKK-Mitglieder festgesetzt, so Yerli-
kaya. Dabei seien auch Waffen be-
schlagnahmt worden. In den letzten 
Wochen gingen die Behörden öfter 
gegen Oppositionelle vor. Bürger-
meister wurden etwa wegen Terror-
vorwürfen ihres Amtes enthoben 
und Politiker festgenommen. 

Die Razzien am Morgen kom-
men in einer politisch heiklen Zeit. 
Erwartet wird, dass der inhaftierte 
PKK-Chef Abdullah Öcalan schon 
bald zu einem Ende des jahrzehnte-
langen Konflikts zwischen PKK 
und türkischem Staat aufruft. „Es ist 
offensichtlich, dass die Aussicht auf 
eine Lösung und auf Frieden eini-
gen den Schlaf raubt“, teilte die 
Dem mit. dpa

Abrufzahlen beim 
Wahl-O-Mat 

auf Rekordhöhe
Bonn. Der Wahl-O-Mat zur Bundes-
tagswahl verzeichnet so viele Aufru-
fe wie nie zuvor. Bis zum Montag-
abend kurz vor Mitternacht wurde 
die Entscheidungshilfe bereits 
mehr als 21,5 Millionen Mal ge-
nutzt, wie die Bundeszentrale für 
politische Bildung am Dienstag in 
Bonn bestätigte. Im Bundestags-
wahlkampf 2021 seien es insgesamt 
21,3 Millionen Nutzungen gewe-
sen. „Noch nie wurde der Wahl-O-
Mat seit seiner Einführung im Jahr 
2002 in so kurzer Zeit so häufig ge-
nutzt wie vor dieser Bundestags-
wahl“, so die Bundeszentrale. Die 
Entscheidungshilfe ist bis zur Wahl 
am Sonntag online unter „wahl-o-
mat.de“ abrufbar und als App ver-
fügbar. Damit können Nutzer an-
hand von 38 Thesen abgleichen, 
welche der 29 zur Wahl stehenden 
Parteien ihren eigenen Positionen 
am nächsten kommen. epd

Steuerbelastung 
für Rentner
 steigt stetig

Berlin. Rentnerinnen und Rentner 
sind einer zunehmenden Steuerlast 
ausgesetzt. Wer im vergangenen 
Jahr in Rente gegangen ist, muss bei 
einer monatlichen Rente von 1700 
Euro eine jährliche Einkommen-
steuer von 836 Euro zahlen – bei 
einem Renteneintritt im Jahr 2005 
liegt der Steuerbetrag hingegen nur 
bei 93 Euro: Dies geht aus einer Ant-
wort des Bundesfinanzministe-
riums auf eine Anfrage der BSW-Ab-
geordneten Sahra Wagenknecht 
hervor. Grund dafür ist die seit 2005 
erfolgende schrittweise Einführung 
der Rentenbesteuerung: Jeder Ren-
teneintrittsjahrgang muss demnach 
etwas mehr Einkommensteuer zah-
len als die vorangegangenen Jahr-
gänge.  

Wer 1500 Euro Rente bezieht, 
musste bei einem Renteneintritt im 
Jahr 2005 gar keine Steuern zahlen. 
Wer zehn Jahre später in Rente ge-
gangen ist, zahlt bei derselben Ren-
tenhöhe jedoch 205 Euro im Jahr. 
Bei einem Renteneintritt 2024 liegt 
die Summe bei 432 Euro.

Wagenknecht kritisierte die Ein-
führung der Rentenbesteuerung als 
„schweren Fehler“. Sie forderte, alle 
Renten bis 2000 Euro steuerfrei zu 
stellen. „Aufgrund der Rentenbe-
steuerung ist das Rentenniveau real 
längst unter 48 Prozent, die ja auch 
schon viel zu wenig sind“, sagte Wa-
genknecht. afp

Taktisch wählen? Das sollten Bürger wissen 
Vor der Bundestagswahl sind viele unsicher, was ihre Stimme bewirkt. Ein Experte ordnet ein 

Jan Dörner und Florian Görres

Berlin. Einmal CDU, immer CDU? 
SPD – komme, was wolle? Wer fest 
zu einer Partei steht, hat seine Wahl-
entscheidung vermutlich getroffen. 
Manche Wählerinnen und Wähler 
stellen sich aber auch die Frage, ob 
sie auf Grundlage der letzten Um-
fragen am Sonntag taktisch wählen 
sollen. Von der Koalition bis zum 
Wahlkreis kann es Gründe geben, 
seine beiden Stimmen bei der Bun-
destagswahl gezielt einzusetzen.

Da wäre die Kanzlerfrage: Wer 
sich zum Beispiel nicht unbedingt 
zu den Unionswählern zählt, aber 
Friedrich Merz für den Richtigen 
hält, sollte ihn mit einer Stimme für 
CDU oder CSU unterstützen. Oder 
die Koalitionsfrage: Wer einen 
Wahlsieg von CDU/CSU erwartet, 
den Unionsparteien aber eine be-
stimme Kraft an die Seite stellen 
will, könnte entsprechend wählen.

Dabei gilt es zu bedenken: Eine 
Koalition mit der AfD hat Merz aus-
geschlossen. Das kann wichtig sein 
für Wähler, die sich eine harte Linie 
in der Migrationspolitik wünschen. 
Eine Stimme für die Rechtsaußen-
partei und ein vergleichsweise 
schlechtes Unionsergebnis könnte 
den Konservativen eher schwä-
chen, wenn es für ihn nach der Wahl 
darum geht, in einer Koalition mit 
SPD oder Grünen eine striktere Li-
nie in Migrationsfragen durchzuset-
zen. Ein anderer Beweggrund für 
eine taktische Stimmabgabe kann 
der Wunsch nach möglichst stabi-
len Verhältnissen im Parlament 
sein. Mit CDU/CSU, AfD, SPD, Grü-
nen, der Linken, FDP und BSW 
könnten bis zu sieben Fraktionen 
im nächsten Bundestag sitzen – 
oder auch nur vier, wenn die Linke, 
FDP und BSW allesamt an der Fünf-
Prozent-Hürde scheitern.

Je größer die Zahl der Fraktionen 
im Parlament, desto unwahrschein-
licher ist es, dass eine auch politisch 
denkbare Zweierkoalition rechne-
risch möglich ist. Andererseits: Je 
kleiner die Zahl der Fraktionen im 
Parlament, desto größer das Ge-
wicht der AfD. Eine Befürchtung 
der anderen Parteien: AfD und 
BSW erzielen so starke Ergebnisse, 
dass sie zusammen ein Drittel der 
Stimmen im Bundestag stellen und 
eine Sperrminorität bekommen. 
Dann könnten sie Grundgesetzän-
derungen blockieren.

Doch das Taktieren auf dem 
Stimmzettel ist komplexer gewor-
den. Eine Wahlrechtsreform hat 
2023 der Erststimme, Gewicht ent-
zogen. Das Ziel: Der Bundestag soll 
sich nicht weiter aufblähen. „Die 
Wahlkreissieger kommen nur ins 
Parlament, wenn die Partei auch ge-
nug Zweitstimmen erhalten hat“, 
erklärt Thomas Gschwend, Politik-
wissenschaftler der Universität 
Mannheim.

Hat eine Partei nicht ausreichend 
Zweitstimmen, müssen die Wahl-
kreisgewinner, die prozentual am 
schlechtesten abgeschnitten haben, 
auf ihr Direktmandat verzichten. 
Gschwend rechnet mit rund 20 sol-
cher Fälle bei der anstehenden 
Wahl. „Wenn aus einem solchen 
Wahlkreis auch kein Abgeordneter 
über die Landesliste in den Bundes-

tag einzieht, kann das dazu führen, 
dass einzelne Wahlkreise nicht im 
Bundestag repräsentiert werden.“

Gschwend betreibt gemeinsam 
mit weiteren Wahlforschern die 
Website zweitstimme.org, die kurz 
vor der Wahl hoch frequentiert ist. 
„Bei uns brechen aktuell fast die 
Server zusammen“, berichtet der 
Politikwissenschaftler. Auf einer 
Deutschlandkarte sind die Wahl-
kreise in den Parteifarben der prog-
nostizierten Wahlkreissieger, inklu-
sive Gewinnchance und der Pro-
zentwerte der Verfolger zu sehen. 
Wie das geht? „Unser statistisches 
Modell funktioniert so, dass wir den 
aktuellen Bundestrend auf die 
Wahlkreise herunterbrechen und 
historische Daten wie den letzten 
Wahlkreissieger einfließen lassen.“ 
Jedoch rät das Team davon ab, wahl-
relevante Entscheidungen einzig 

auf Basis ihrer Vorhersage zu tref-
fen. 

Ursprünglich wollten Gschwend 
und sein Team, die ähnliche Berech-
nungen schon bei den vergangenen 
beiden Wahlen durchgeführt ha-
ben, auch Befragungen durchfüh-
ren. Der vorgezogene Wahltermin 
verhinderte das. „Dennoch können 
wir in etwa 80 Prozent der Wahl-
kreise den Wahlkreissieger zuver-
lässig voraussagen“, so Gschwend.

Die Linke dürfte Gschwends Kar-
te besonders aufmerksam beobach-
ten. Die Partei setzte alles auf die 
Grundmandatsklausel. „Die besagt, 
dass eine Partei, die mindestens drei 
Direktmandate erreicht, mit ihrer 
gesamten Sitzzahl gemäß den 
Zweitstimmen in den Bundestag 
einzieht“, erklärt Gschwend. Für 
die Linke sollten das die drei „Sil-
berlocken“ richten: Bodo Ramelow, 

Gregor Gysi und Dietmar Bartsch. 
Doch inzwischen ist die Partei wie-
der im Aufschwung, die großen Um-
frageinstitute prognostizieren den 
Sprung über die Fünf-Prozent-Hür-
de.

Ergibt es jetzt, wo die Erststimme 
so sehr an Bedeutung verloren hat, 
also überhaupt noch Sinn, taktisch 
zu wählen, beziehungsweise die 
Stimmen zwischen zwei Parteien 
aufzuteilen? Ja, sagt Gschwend, in 
zwei Fällen: „Zum einen, wenn es 
mir wichtig ist, dass eine Partei ins 
Parlament kommt, die voraussicht-
lich die drei Direktmandate für die 
Grundmandatsklausel braucht.“

Zum anderen, so der Politikwis-
senschaftler, „wenn ich davon aus-
gehen muss, dass die Partei meines 
favorisierten Direktkandidaten 
nicht genug Stimmen bekommt, um 
alle Wahlkreissieger ins Parlament 
zu schicken und das Direktmandat 
bei mir sehr umkämpft ist“. Wähler, 
die dann sichergehen wollen, dass 
ihr Wahlkreis im Bundestag reprä-
sentiert wird, könnten überlegen, 
einen anderen Direktkandidaten zu 
wählen. Laut Gschwend handelt es 
sich hierbei allerdings um Einzelfäl-
le. Wer taktisch wählen will, muss 
sich also überlegen, wen er mit sei-
ner Entscheidung am meisten 
unterstützt: einen Kanzlerkandida-
ten, eine Partei oder den eigenen 
Wahlkreis.

Bei der Bundestagswahl hat jeder Wähler zwei Stimmen. Wer diese aufteilen will, muss einiges beachten.  Peter Kneffel / DPA Images 

Mission Silber-
locke: Dietmar 
Bartsch (l.), 
Bodo Ramelow 
(M.) und Gre-
gor Gysi sollen 
die entschei-
denden Direkt-
mandate für 
die Linke ho-
len.  Sebastian 

Gollnow / DPA 

Bei uns brechen 
aktuell fast die Server 

zusammen.
Thomas Gschwend, 

 Politikwissenschaftler, betreibt 
mit weiteren Wahlforschern 

die Website zweitstimme.org

Verdacht auf 
Spendenaffäre bei 

der AfD 
„Spiegel“: Herkunft von 
2,35 Millionen Euro ist 

verschleiert worden
Hamburg. Wenige Tage vor der Bun-
destagswahl gibt es Berichte über 
eine neue Parteispendenaffäre bei 
der AfD: Wie der „Spiegel“ am 
Dienstag berichtete, stammt eine 
Spende in Höhe von 2,35 Millionen 
Euro für Plakat-Werbung in zahlrei-
chen deutschen Städten nicht wie 
bei der Bundestagsverwaltung an-
gegeben von einem früheren Politi-
ker der rechtspopulistischen FPÖ 
aus Österreich, sondern tatsächlich 
von einem deutschen Milliardär.

Nach Recherchen des „Spiegel“ 
und des österreichischen „Stan-
dard“ besteht der Verdacht, dass Ex-
FPÖ-Funktionär und Geschäfts-
mann Gerhard Dingler für die Mil-
lionentransaktion lediglich als 
Strohmann fungierte. Wie beide 
Medien unter Berufung auf Ermitt-
lungen österreichischer Sicher-
heitsbehörden berichteten, soll 
Dingler vor seiner vermeintlichen 
Spende an die AfD eine „Schen-
kung“ in Millionenhöhe erhalten 
haben – von dem aus Duisburg 
stammenden Immobilienmilliardär 
Henning Conle. Demnach soll 
Dingler vor wenigen Wochen seiner 
Bank einen Vertrag vorgelegt ha-
ben, laut dem er von Conle 2,6 Mil-
lionen Euro geschenkt bekam. Kurz 
darauf sollen von seinem Konto 
2.349.906 Euro an eine Plakatwer-
befirma in Köln gegangen sein. Die-
selbe Summe meldete die AfD An-
fang Februar der Bundestagsver-
waltung, als Spender ist der Öster-
reicher Dingler verzeichnet. Wie 
„Spiegel“ und „Standard“ berichte-
ten, gehen die österreichischen Be-
hörden nun unter anderem dem 
Verdacht der Geldwäsche nach. 

Nach dem deutschen Parteienge-
setz sind sogenannte Strohmann-
spenden verboten, bei denen die 
Identität des tatsächlichen Geldge-
bers verschleiert wird. Sollte sich 
der Verdacht erhärten, droht der 
AfD laut dem Parteiengesetz ein 
Strafgeld in dreifacher Höhe der un-
zulässigen Spende – also rund sie-
ben Millionen Euro.

Ein Sprecher von AfD-Chefin Ali-
ce Weidel teilte dem „Spiegel“ mit, 
die Partei und der Bundesvorstand 
hätten bislang keine Hinweise da-
rauf gehabt, dass Dingler nur ein 
Strohmann sei. Er habe der AfD vor 
der Spende auf Nachfrage mitge-
teilt, dass das Geld für die Kampag-
ne „aus seinem eigenen Vermögen 
stammt“ und die Zahlung „insbe-
sondere nicht im Auftrag von Drit-
ten erfolgte“. afp


